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Zusammenstellung 

des 


Entwurfs eines Gesetzes 

über die Sorge für die Kriegsgräber (Kriegsgräbergesetz) 

- Nr. 2667 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfragen 

(26. Ausschuß) 


L n t w u r f 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Sorge für die Kriegsgräber 
(Kriegsgräbergesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Kriegsgräber im Sinne dieses Gesetzes 
sind, soweit sie in den Ländern der Bundes- 
republik liegen, 

1. die Gräber der Personen, die im Welt- 
krieg 1 9 3 9 / 4 5 

a) bei ihrem Tode militärischen oder 
militärähnlichen Dienst nach §§ 2, 3 
und 4 des Bundesversorgungsgesetzes 
vom 20. Dezember 1950 (BGBl. S. 
791) versehen haben, 

b) nachweislich an den Folgen der Gesund- 
heitsschädigungen, die sie sich im 
militärischen oder militärähnlichen 
Dienst zugezogen haben, gestorben 
sind oder innerhalb von 6 Mo- 
naten nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes noch sterben, 

c) in der Kriegsgefangenschaft gestorben 
sind oder noch sterben oder nach Be- 
endigung der Kriegsgefangenschaft 
nachweislich an den Folgen der Ge- 
sundheitsschädigungen, die sie sich in 
der Kriegsgefangenschaft zugezogen 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Sorge für die Kriegsgräber 
(Kriegsgräbergesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Kriegsgräber im Sinne dieses Gesetzes 
sind, soweit sie in den Ländern der Bundes- 
republik oder im Land Berlin liegen, 

1. die Gräber der Personen, die im zweiten 
Weltkrieg 

a) bei ihrem Tode militärischen oder 
militärähnlichen Dienst nach §§ 2, 3 
und 4 des Bundesversorgungsgesetzes 
vom 20. Dezember 1950 (BGBl. 
S. 791) versehen haben, 

b) nachweislich an den Folgen der Gesund- 
heitsschädigungen, die sie sich im 
militärischen oder militärähnlichen 
Dienst zugezogen haben, gestorben 
sind oder innerhalb eines Jahres nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
sterben, 

c) in der Kriegsgefangenschaft gestorben 
sind oder noch sterben oder nach Be- 
endigung der Kriegsgefangenschaft 
nachweislich an den Folgen der Ge- 
sundheitsschädigungen, die sie sich in 
der Kriegsgefangenschaft zugezogen 
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Entwurf 

haben, gestorben sind oder innerhalb 
von 6 Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes noch sterben, 

2. die Gräber der Kriegsteilnehmer frem- 
der Staaten, die im Weltkrieg 1 9 3 9 /4 5 
gefallen oder als Kriegsgefangene gestor- 
ben sind, 

3. die Gräber der deutschen und ausländi- 
schen Zivilpersonen, die durch unmittel- 
bare Kriegseinwirkungen 1 9 3 9 / 4 5 ihr 
Leben verloren haben. 

(2) Kriegsgräber sind ferner die Gräber, 
die nach § 5 des Gesetzes vom 29. Dezember 
1922 (RGBl. I 1923 S. 25) über die Erhaltung 
der Kriegergräber aus dem Weltkriege 
19 14/18 als Kriegsgräber anerkannt sind. 

(3) Ob im Zweifelsfall ein Grab als Kriegs- 
grab im Sinne von Absatz 1 anzusehen ist, 
entscheidet die oberste Landesbehörde oder 
die von ihr ermächtigte Behörde. 

S 2 

(1) Die Sorge für die Kriegsgräber ist Auf- 
gabe der Länder. 

(2) Die Sorge für die Kriegsgräber bestehi 
darin, die Kriegsgräber festzustellen, nachzu- 
weisen, anzulegen, instandzusetzen und zu 
pflegen. 


(3) Der Bund erstattet den Ländern die 
für die erste Anlegung einschl. einer etwa 
erforderlichen ersten Umbettung entstehen- 
den tatsächlichen Kosten zur Hälfte. Im 
übrigen erstattet der Bund die Kosten für 
Instandsetzung und Pflege nach Pausch- 
sätzen auf der Grundlage einer Beteiligung 
je zur Hälfte. Der Bundesminister des Innern 
setzt im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen und unter Zustim- 
mung des Bundesrates auf Grund ermittelter 
Durchschnittssätze diese Pauschsätze für je 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 

haben, gestorben sind oder innerhalb 
eines Jahres nach ihrer Rückkehr oder 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
noch sterben, 

2. die Gräber der Kriegsteilnehmer frem- 
der Staaten, die im zweiten Weltkrieg 
gefallen oder als Kriegsgefangene gestor- 
ben sind, 

3. die Gräber der deutschen und ausländi- 
schen Zivilpersonen, die durch unmittel- 
bare Kriegseinwirkungen im zweiten 
Weltkrieg ihr Leben verloren haben. 

(2) Kriegsgräber sind ferner die Gräber, 
die nach § 5 des Gesetzes vom 29. Dezember 
1922 (RGBl. I 1923 S. 25) über die Erhaltung 
der Kriegsgräber aus dem ersten Weltkriege 
als Kriegsgräber anerkannt sind. 

(3) unverändert 


5 ^ 

(1) unverändert 

(2) unveranden 


(3) Die Länder sind verpflichtet, alle noch 
bei den Gemeinden befindlichen Unterlagen 
zur Person und Nachlässe der Gefallenen an 
eine von der Bundesregierung zu bestim- 
mende Stelle zu übersenden. 

(4) Die Gemeinden haben sämtliche in 
ihrem Gebiet gelegenen Kriegsgräber in 
Listen nachzuweisen und diese auf dem Lau- 
fenden zu halten. 

(5) Der Bund erstattet den Landern die 
für die erste Anlegung einschließlich einer etwa 
erforderlichen ersten Umbettung entstehen- 
den tatsächlichen Kosten in voller Höhe. Im 
übrigen erstattet der Bund die Kosten für 
Instandsetzung und Pflege nach Pausch- 
sätzen auf der Grundlage einer Beteiligung 
je zur Hälfte. Der Bundesminister des Innern 
setzt im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen und unter Zustim- 
mung des Bundesrates auf Grund ermittelter 
Durchschnittssätze diese Pauschsätze für je 


3 



Entwurf 


Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 


zwei aufeinander folgende Rechnungsjahre zwei aufeinander folgende Rechnungsjahre 

fest. Verwaltungskosten werden nicht er- fest. Verwaltungskosten werden nicht er- 
stattet. stattet. 


§ 3 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über 
die Anlegung, Instandsetzung und Pflege von 
Kriegsgräbern gelten nicht für die Gräber 
von Angehörigen • fremder Staaten, solange 
der Heimatstaat diese Aufgaben wahrnimmt. 

(2) Dasselbe gilt für Kriegsgräber, die auf 
Veranlassung der Angehörigen in dem all- 
gemeinen Teil eines Friedhofes oder einer 
anderen Begräbnisstätte angelegt worden 
sind, wenn die Angehörigen die Kosten für 
die Beisetzung übernommen haben und für 
die Instand h a 1 1 u n g und Pflege der 
Gräber auf kommen. 

S 4 

(1) Kriegsgräber werden dauernd erhalten. 

(2) An Grundstücken, die nicht Eigentum 
des Bundes oder eines Landes sind, besteht 
für die darin liegenden Kriegsgräber zugun- 
sten des Landes, in dem das Grundstück liegt, 
das dauernde Ruherecht. Werden Grund- 
stücke veräußert, die Eigentum des Bundes 
oder eines Landes sind, so entsteht das 
dauernde Ruherecht mit der Veräußerung. 

(3) Das dauernde Ruherecht ist eine 
öffentliche Last, die allen öffentlichen und 
privaten Rechten im Range vorgeht und 
nicht in das Grundbuch eingetragen werden 
muß. Der jeweilige Grundstückseigentümer 
ist verpflichtet, die Gräber dauernd bestehen 
zu lassen, sie zugänglich zu erhalten und dem 
Lande zu gestatten, auf ihre Instandsetzung 
und Pflege einzu wirken. 

(4) Für das Ruherecht ist auf Antrag aus 
Landesmitteln eine jährliche Geldentschädi- 
gung zu gewähren, dte der Minderung des 
Nutzungswertes entspricht. Über die Ent- 
schädigungspflicht und die Höhe der Ent- 
schädigung entscheiden im Streitfall die 
ordentlichen Gerichte. Eine einmalige Ab- 
findung in Höhe des Zwanzigfachen der 
jährlichen Entschädigung kann von dem 
Lande gewahrt werden. Der Bund erstattet 
dem Lande 50 °/„ der Aufwendungen für das 
Ruhe recht. 


,(i) unverändert 


(2) Dasselbe gilt für Kriegsgräber, die auf 
Veranlassung der Angehörigen in dem all- 
gemeinen Teil eines Friedhofes oder einer 
anderen Begräbnisstätte angelegt worden 
sind, wenn die Angehörigen die Kosten für 
die Beisetzung übernommen haben und für 
die Instandsetzung und Pflege der Gräber 
aufkommen. 

S 4 

(1) unverändert 
' (2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Ent w u i* f 

(5) Ein Ruherecht entsteht nicht für die in 
§ 3 Absatz 2 aufgeführten Kriegsgräber, 
außer wenn die Instandsetzung und Pflege 
vom Land übernommen wird. 

§ 5 

(1) Kriegsgräber dürfen nur dann verlegt 
werden, wenn die oberste Landesbehörde 
oder die von ihr ermächtigte Behörde dies 
genehmigt hat. Die Genehmigung soll nur 
erteilt werden, wenn ein öffentliches Interesse 
vorliegt und eine andere Ruhestätte für die 
sterblichen Überreste gesichert ist. 

(2) Den Angehörigen von Kriegsopfern im 
Sinne von § 1 kann gestattet werden, ein 
Kriegsgrab auf ihre Kosten zu verlegen, 
wenn die Umbettung aus Einzelgräbern er- 
folgen soll und die Identität des 
Bestatteten festste ht. 

(3) Wenn geschlossene Kriegsgräberanlagen 
durch die Ausgrabung in ihrem Gesamtbild 
verändert werden oder die Ruhe der übrigen 
Toten gestört werden würde, soll die Ge- 
nehmigung nicht erteilt werden. 

(4) Verwaltungsgebühreri dürfen f ü r 
U m b e t t u n g e n nicht erhoben werden. 

(5) Wird eine geschlossene Gräberanlage 
erweitert, oder abschließend ausgestaltet und 
dabei eine einheitliche Grabbezeichnung 
durchgeführt, so können auf Anordnung der 
obersten Landesbehörde oder der von ihr 
bestimmten Behörde andersgeartete früher 
gesetzte Grabzeichen entfernt werden. 


5-6 

Der Bund erstattet den Ländern nach den 
für die Kriegsgräber geltenden Grundsätzen 
die Kosten, wenn die Länder die Sorge für 
die Gräber folgender Personen übernehmen, 
soweit diese Gräber nicht bereits als Kriegs- 
gräber im Sinne von § 1 anerkannt sind oder 
nicht von Angehörigen oder von anderer 
Seite betreut werden: 

siehe Buchstabe / 


Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 

(5) Das Ruherecht entsteht nicht für die in 
§ 3 Absatz 2 aufgeführten Kriegsgräber, 
außer wenn die Instandsetzung und Pflege 
vom Land übernommen wird. 

§ 5 

(1) unverändert 


(2) Den Angehörigen von Kriegsopfern im 
Sinne von § 1 kann gestattet werden, ein 
Kriegsgrab auf ihre Kosten zu verlegen, 
wenn die Umbettung aus Einzelgräbern er- 
folgen soll. 

(3) unverändert 


(4) Verwaltungsgebühren dürfen neben der 
Erstattung der entstandenen Kosten nicht 
erhoben werden. 

(5) unverändert 


§ 6 

Der Bund erstattet den Ländern nach den 
für die Kriegsgräber geltenden Grundsätzen 
die Kosten, wenn die Länder die Sorge für 
die Gräber folgender Personen übernehmen, 
soweit diese Gräber nicht bereits als Kriegs- 
gräber im Sinne von § 1 anerkannt sind oder 
nicht von Angehörigen oder von anderer 
Seite betreut werden: 

a) der Opfer des Nationalsozialismus, die 
aus politischen, rassischen oder religiösen 
Gründen in .Konzentrationslagern, in 
Heil- und Haftanstalten iTntergebracht 
waren und während ihrer Festhaltung 



E n t vv u r f 


a) der deutschen und Volksdeutschen Um- 
siedler und Vertriebenen, die seit Beginn 
des Weltkrieges 1 9 3 9/4 5 während der 
Umsiedlung oder auf der Flucht gestor- 
ben sind, 

b) der Zivilinternierten, die seit Beginn des 
Weltkrieges 1 9 3 9/4 5 in Internierungs- 
lagern gestorben sind, 

c) der verschleppten Deutschen, die inner- 
halb eines Jahres nach ihrer Rückkehr 
nachweislich an den Folgen ihrer Inter- 
nierung oder Festhaltung gestorben sind 
oder noch sterben, 

d) der ausländischen Arbeiter, die während 
des Weltkrieges 1 939/4 5 von der deut- 
schen Arbeitseinsatzverwaltung für eine 
Beschäftigung im damaligen Reichsgebiet 
verpflichtet wurden und während der 
Zeit ihres Arbeitseinsatzes gestorben sind, 

c) der von der Internationalen Flücht- 
lingsorganisation ( I R O ) in Sammel- 
lagern betreuten Ausländer, die dort ge- 
storben sind oder nach Überführung aus 
einem solchen Sammellager in einer 
Krankenanstalt gestorben sind, 

f) der Opfer des Nationalsozialismus, die 
aus politischen, rassischen oder religiösen 
Gründen in Konzentrationslagern, in 
Heil- und Haftanstalten untergebracht 
waren und während ihrer Festhaltung 
oder Haft oder innerhalb eines Jahres 
nach der Entlassung an den Folgen davon 
gestorben sind. 

§ 7 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1951 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt außer Kraft das Ge- 
setz über die Erhaltung der Kriegergräber 
aus dem Weltkriege vom 29. Dezember 1922 
(RGBl. 1923 I S. 25). 

(2) Dieses Gesetz gilt auch für Berlin, 
wenn das Fand Berlin gemäß § 87 
Absatz 2 seiner Verfassung die Anwendung 
des Gesetzes in Berlin beschließt und die Ver- 
pflichtungen übernimmt, die nach diesem 
Gesetz den Ländern obliegen. 


Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 

oder Haft oder innerhalb eines Jahres 
nach der Entlassung an den Folgen davon 
gestorben sind, 

b) der deutschen und Volksdeutschen Um- 
siedler und Vertriebenen, die seit Beginn 
des zweiten Weltkrieges während der 
Umsiedlung oder auf der Flucht gestor- 
ben sind, 

c) der Zivilinternierten, die seit Beginn des 
zweiten Weltkrieges in Internierungs- 
lagern gestorben sind, 

d) der verschleppten Deutschen, die inner- 
halb eines Jahres nach ihrer Rückkehr 
nachweislich an den Folgen ihrer Inter- 
nierung oder Festhaltung gestorben sind 
oder noch sterben, 

e) der ausländischen Arbeiter, die während 
des zweiten Weltkrieges von der deut- 
schen Arbeitseinsatzverwaltung für eine 
Beschäftigung im damaligen Reichsgebiet 
verpflichtet wurden und während der 
Zeit ihres Arbeitseinsatzes gestorben sind, 

f) der von einer anerkannten internatio- 
nalen Flüchtlingsorganisation in Sammel- 
lagern betreuten Ausländer, die dort ge- 
storben sind oder nach Überführung aus 
einem solchen Sammellager in einer 
Krankenanstalt gestorben sind. 

siehe Buchstabe a 


§ 7 

(1) unverändert 


(2) Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
wenn dieses gemäß § 87 Absatz 2 seiner Ver- 
fassung die Anwendung des Gesetzes be- 
schließt und die Verpflichtungen übernimmt, 
die nach diesem Gesetz den Ländern obliegen. 
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